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B E B A U U N G S P L A N  U N D  ÖR T L I C H E  B AU V O R S C H R I F T E N  

„D O R N B R U N N E N  I ,  7.  Ä N D E R U N G  U N D  

E R W E I T E R U N G“  I N  RO S E N F E L D  

 

Behandlung der Stellungnahmen aus der Anhörung der Behörden und sonstiger Trä-

ger öffentlicher Belange sowie der Öffentlichkeit gemäß § 4 Abs. 2 BauGB und § 3 

Abs. 2 BauGB 

 
 
 
 
 
 
Planungsstand:     Entwurf 

Anhörung der Träger öffentlicher Belange: 04.08.2025 bis 09.09.2025 

Beteiligung der Öffentlichkeit:  04.08.2025 bis 09.09.2025 

 
 
 
 
 
 
Die frühzeitige Beteiligung erfolgte auf der Grundlage von folgenden Unterlagen  
(Stand: 24.07.2025): 

 

1. Lageplan 

2. Planungsrechtliche Festsetzungen zum Bebauungsplan 

3. Örtliche Bauvorschriften 

4. Begründung 

5. Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung 

6. Umweltbericht mit Bestands- und Maßnahmenplan 

7. Antrag auf Erteilung einer Ausnahme nach § 30 Abs. 3 BNatSchG 

8. Synopse – Abwägung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung 

 
 
 
 
 
 
Fassung: 03.11.2025, zuletzt geändert am 19.11.2025
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A Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange 

Die Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange sind nachfolgend in ihrem vollständigen Wortlaut 
wiedergegeben. 

 

INHALT DER STELLUNGNAHME 
ANREGUNGEN UND BEDENKEN 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG DER VERWALTUNG / 
BESCHLUSSVORLAGE 

 Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau im Regierungspräsidium  
              Freiburg 

 (Schreiben vom 11.08.2025, eingegangen am 14.08.2025) 
Vielen Dank für die Beteiligung am oben genannten Planungs-
vorhaben.  

Unter Verweis auf unsere weiterhin gültige Stellungnahme vom 
18.11.2024 (Az. RPF9-4700-28/68/2) im Rahmen der frühzeiti-
gen Beteiligung gem. § 4 (1) BauGB sind von unserer Seite 
zum modifizierten Planvorhaben keine weiteren Hinweise oder 
Anregungen vorzubringen.  

 

Die Stellungnahme vom 18.11.2025 aus der 
frühzeitigen Beteiligung nach § 4 Abs. 1 
BauGB zum Vorentwurf des Bebauungsplanes 
wurde durch den Gemeinderat der Stadt Ro-
senfeld in seiner öffentlichen Sitzung am 
24.07.2025 zur Kenntnis genommen. Die geo-
technischen Hinweise sind im Bebauungsplan 
unter Ziffer 4.4 „Geotechnik und Geothermie“ 
enthalten. 

Es wird darauf hingewiesen, dass im Anhörungsverfahren des 
LGRB als Träger öffentlicher Belange keine fachtechnische 
Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen daraus er-
folgt. 

 

Zur Kenntnisnahme 

Allgemeine Hinweise  

Anzeige, Übermittlung und Bereitstellung von Geologie-
Daten nach Geologiedatengesetz (GeolDG)  

Für geologische Untersuchungen und die daraus gewonnenen 
Daten besteht nach den Bestimmungen des Geologiedatenge-
setzes (GeolDG) eine Übermittlungspflicht gegenüber dem 
LGRB. Weitere Informationen hierzu stehen Ihnen im LGRBan-
zeigeportal zur Verfügung. 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

Weitere Informationsquellen des LGRB im Internet   

Informationen zu den Untergrundverhältnissen sowie weitere 
raumbezogene Informationen können fachübergreifend und 
maßstabsabhängig der LGRBhomepage entnommen werden. 
Bitte nutzen Sie hierzu auch den LGRB-Kartenviewer sowie 
LGRBwissen.   

Insbesondere verweisen wir auf unser Geotop-Kataster.  

Beachten Sie bitte auch unser aktuelles Merkblatt für Pla-
nungsträger. 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

 Landesamt für Denkmalpflege im Regierungspräsidium Stuttgart 
 (Schreiben vom 12.08.2025) 

Vielen Dank für die erneute Beteiligung des Landesamtes 
für Denkmalpflege im Rahmen der Anhörung der Träger öf-
fentlicher Belange!  
Unsere Stellungnahme hat Eingang in die Planunterlagen 
gefunden. Weitere Anregungen und Hinweise werden von 
unserer Seite nicht vorgebracht.  

Bei Rückfragen wenden Sie sich bitte an ToeB-Beteiligung-
LAD@rps.bwl.de 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 
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INHALT DER STELLUNGNAHME 
ANREGUNGEN UND BEDENKEN 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG DER VERWALTUNG / 
BESCHLUSSVORLAGE 

 Regierungspräsidium Stuttgart – Luftverkehr und Luftsicherheit 
 (Schreiben vom 07.08.2025) 

Bez. der hier anhängigen Bebauungsplanung verweisen wir 
auf die Ausführungen im Dokument „Synopse 1 Anhörung.pdf“, 
S. 6, Punkt A4. Die hierin ersichtlichen Ausführungen sind auf 
die im Betreff genannte Bebauungsplanung anwendbar. 

 

Zur Kenntnisnahme 

 Regierungspräsidium Tübingen – Raumordnung, Baurecht, Denkmalschutz 
 (Schreiben vom 08.09.2025) 

B. Stellungnahme 

 Fachliche Stellungnahme siehe Seite 2 

I.    Belange der Raumordnung 

Aus Sicht der Raumordnung bestehen weiterhin keine Beden-
ken gegen den Bebauungsplan.  

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

II.   Belange des Straßenbaus 

Eine Stellungnahme zu den Belangen des Straßenbaus wird 
zeitnah nachgereicht. 

 

Die Stellungnahme zu den Belangen des Stra-
ßenbaus ist am 15.10.2025 eingegangen und 
wird unter „A.5“ in ihrem vollständigen Wortlaut 
aufgeführt.   

 Regierungspräsidium Tübingen – Mobilität, Verkehr, Straßen 
 (Schreiben vom 15.10.2025) 

B. Stellungnahme der Straßenbaubehörde des Trägers 
der Straßenbaulast 

 Keine Einwendungen. Straßenrechtliche Belange werden 
nicht berührt. Das Regierungspräsidium - Abteilung Mobilität, 
Verkehr, Straßen - erhebt keine grundsätzlichen Einwendun-
gen zum vorgelegten Bebauungsplan.   

 

 

Zur Kenntnisnahme  

Hinweis: 
Blendschutz (PV-Anlage) Durch die PV-Anlage dürfen sich 
keine nachteiligen Auswirkungen auf den Verkehr der L 390 
ergeben. Eine Gefährdung der Verkehrssicherheit auf der 
Landesstraße durch Reflexion ist durch die Verwendung 
entsprechender Module oder geeignete Maßnahmen 
(Blendschutz) zu verhindern.  
Sollte sich nach der Inbetriebnahme eine Blendung der Ver-
kehrsteilnehmer oder eine Ablenkung durch Spiegelung 
doch herausstellen, so sind von der Stadt entsprechende 
Blendschutzmaßnahmen zu treffen, um die Sicherheit und 
Leichtigkeit des Verkehrs im Zuge der Landesstraße auf-
recht zu erhalten. 

 

In den Örtlichen Bauvorschriften ist unter Ziffer 
1.3 „Solarmodule“ festgesetzt, dass die Ober-
fläche der Sonnenkollektoren und Photovoltaik-
Module mit einem hochtransparentem, antire-
flexbeschichtetem und hitzevorgespanntem 
Solarglas (entspiegeltes Glas) hergestellt wer-
den müssen, sodass nachteilige Auswirkungen 
auf den Verkehr der L 390 unwahrscheinlich 
sind. Dennoch wird der Hinweis in den Bebau-
ungsplan in Kapitel 4, Punkt 12 „Immissions-
schutz (Blendwirkungen)“ aufgenommen. So-
fern Blendschutzmaßnahmen erforderlich 
werden, sind diese durch den Anlagenbetreiber 
umzusetzen.  

 Landratsamt Zollernalbkreis 
 (Schreiben vom 05.09.2025, eingegangen am 08.09.2025 sowie vom 14.11.2025    
                   und vom 17.11.2025) 

Stellungnahme vom 05.09.2025 

Nach Anhörung der Fachbehörden in unserem Hause wird fol-
gende Stellungnahme abgegeben: 

 

Zur Kenntnisnahme 



FRITZ & GROSSMANN / STADT ROSENFELD BP „Dornbrunnen I, 7. Änderung und Erweiterung“, 2. Anhörung 

4 

INHALT DER STELLUNGNAHME 
ANREGUNGEN UND BEDENKEN 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG DER VERWALTUNG / 
BESCHLUSSVORLAGE 

Naturschutz 

Sachverhalt 

Die Stadt Rosenfeld beabsichtigt mit der Aufstellung des Be-
bauungsplans „Dornbrunnen I, 7. Änderung und Erweiterung“ 
das Betriebsgelände der Martin Höhn GmbH nach Südwesten 
hin zu erweitern. 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

Schutzgebiete (FFH, Biotope, LSG, Natura 2000) 

Innerhalb des Plangebiets liegt das nach § 30 BNatSchG (Bio-
top-Nr.: 377184170634) geschützte Biotop „Mähwiese 1 süd-
lich Industriegebiet Rosenfeld“. Durch das geplante Vorhaben 
wird das Biotop vollständig überplant. 

 

Dem Bebauungsplan liegt ein Antrag auf Ertei-
lung einer Ausnahme nach § 30 Abs. 3 
BNatSchG für das innerhalb des Bebauungspl-
angebietes „Dornbrunnen I, 7. Änderung und 
Erweiterung“ gelegene Biotop Nr. 
377184170634 (Mähwiese 1 südlich Industrie-
gebiet Rosenfeld) bei. 

Artenschutz 

Dem artenschutzrechtlichen Gutachten wird weitestgehend ge-
folgt. Die im Umweltbericht aufgeführten Vermeidungs- und Mi-
nimierungsmaßnahmen sind einzuhalten.  

 

 

 

Die Vermeidungsmaßnahmen (V1-V4) sind 
über eine planungsrechtliche Festsetzung gesi-
chert und müssen eingehalten werden (vgl. 
planungsrechtliche Festsetzungen Nr. 10 „Flä-
chen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft“). 

Es muss sichergestellt werden, dass die zur Rodung vorgese-
henen Bäume vor der Fällung auf Höhlen von Fledermäu-
sen/Vögeln untersucht werden.  

Es wird empfohlen, das Vorhaben unter Einbindung einer öko-
logischen Baubegleitung umzusetzen, um den Erfolg der Ver-
meidungs- und Minimierungsmaßnahmen zu gewährleisten. 

 

Zur Kenntnisnahme 

In der saP wurde die Untersuchung der Höh-
lenbäume entsprechend ergänzt und eine 
Empfehlung zur Ökologischen Baubegleitung 
formuliert.  

Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung 

Die Berechnung der Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung ist plausi-
bel. 

 

Zur Kenntnisnahme 

Rechtliche Sicherung 

Die planexternen Kompensationsmaßnahmen sind durch einen 
öffentlich-rechtlichen Vertrag zwischen Gemeinde und Land-
kreis abzusichern. 

 

Die planexternen Kompensationsmaßnahmen 
werden über einen öffentlich-rechtlichen Ver-
trag zwischen der Stadt Rosenfeld, dem Eigen-
tümer und dem Landratsamt Zollernalbkreis 
gesichert.  

Landwirtschaftsamt 

Das Landwirtschaftsamt verweist auf seine Stellungnahme 
zur 1. Anhörung.  

Um den Verlust weiterer hochwertiger Flächen zu minimie-
ren, begrüßt das Landwirtschaftsamt die weitgehende Inan-
spruchnahme von Flächen für die geplanten Ausgleichsmaß-
nahmen innerhalb des Plangebietes.  

 

Die Stellungnahme aus der frühzeitigen Anhö-
rung wurde vollumfänglich abgearbeitet. Der 
Gemeinderat hat am 24.07.2025 der Abwä-
gung zugestimmt. 
 

Bezüglich der externen Ausgleichsmaßnahmen bitten wir um 
Beachtung folgender Hinweise: 

Die externe Ausgleichsmaßnahme K4 (Aufgabe der acker-
baulichen Nutzung und Anlegen einer Magerwiese) soll auf 
einer Fläche der Flurbilanzkategorie Vorbehaltsflur I 

 

Aufgrund der Bedenken des Landwirtschafts-
amts verzichtet der Vorhabenträger auf den 
überwiegenden Teil der Maßnahme. Stattdes-
sen wird eine andere Kompensationsmaß-
nahme (K 4) zum Ausgleich des Eingriffs 
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INHALT DER STELLUNGNAHME 
ANREGUNGEN UND BEDENKEN 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG DER VERWALTUNG / 
BESCHLUSSVORLAGE 

umgesetzt werden. Die Vorbehaltsflur I umfasst gemäß der 
Verwaltungsvorschrift Standorteignungskartierung und Bo-
denbilanz, landbauwürdige Flächen (gute Böden) und Flä-
chen, die wegen ihrer ökonomischen Standortsgunst für den 
Landbau wichtig sind. Unabhängig davon, dass die Inan-
spruchnahme dieser Flächen daher grundsätzlich kritisch 
gesehen wird, bestehen Bedenken da der Anteil der Acker-
fläche in dieser hohen Flurbilanzkategorie im Zollernalbkreis 
gering ist. 

Eine Nutzungseinschränkung, in diesem Fall eine Umwandlung 
von Acker- zu Grünland, sieht das Landwirtschaftsamt daher 
kritisch und regt die Auswahl einer Alternativfläche an, welche 
in einer niedrigeren Flurbilanzkategorie eingestuft ist. 

geplant. Dabei findet nun der überwiegende 
Teil des Ausgleichs auf einer Fläche mit der 
Ausweisung Vorbehaltsflur II statt. Die geplante 
Maßnahme wurde vor Satzungsbeschluss mit 
dem Landwirtschaftsamt und der Naturschutz-
behörde des LRA Zollernalbkreis zur Vorab-
stimmung vorgelegt. Die untere Naturschutzbe-
hörde und das Landwirtschaftsamt haben mit 
Schreiben vom 14.11.2025 und vom 
17.11.2025 zu den geplanten Kompensations-
maßnahmen jeweils eine Stellungnahme abge-
geben. Die Stellungnahmen sind der vorliegen-
den Abwägungstabelle zu entnehmen.  

Wasser- und Bodenschutz 

Zu o.g. Vorhaben wird wie folgt Stellung genommen: 

Untere Altlasten- und Bodenschutzbehörde 

Bodenschutz (vorsorgender)   
(Sparsamer Umgang mit Boden, Flächenrecycling, Eingriffsbe-
wertung) 

Aus Sicht des Bodenschutzes bestehen grundsätzlich keine 
Bedenken gegen das Vorhaben. Der im Bericht vom 
24.07.2025 (Fritz & Grossmann Umweltplanung GmbH) darge-
legten Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung wird in Hinblick auf das 
Schutzgut Boden grundsätzlich zugestimmt. Da die geplanten 
Ausgleichsmaßnahmen fachübergreifend durchgeführt werden, 
ist die Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde zu be-
achten. 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

 

 

Bei der Bauplanung ist frühzeitig der Verwertung eines etwai-
gen Überschusses an abgetragenem Oberboden nahe dem 
Erweiterungsgebiet Sorge zu tragen. Anfallende Bodenarbeiten 
sind so auszuführen, dass das Bodenmaterial am Ort seiner 
zukünftigen Verwendung seine natürlichen Funktionen erhält 
und die im Umweltbericht aufgeführten Vermeidungs- und Ver-
minderungsmaßnahmen hinsichtlich des Bodenschutzes sind 
zu beachten. 

 

 

Dies wird in den Bebauungsplan aufgenom-
men (vgl. Kapitel 4, Punkt 3 „Bodenschutz“). 

Untere Wasserbehörde 

Abwasserbeseitigung / Hydrologie / Niederschlagswasser-
beseitigung 

Die Hinweise unserer Stellungnahme vom 15.11.2024 wurden 
in den aktuellen Planunterlagen berücksichtigt. Es bestehen 
daher keine Bedenken gegenüber dem Vorhaben. 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

Vorbeugender Brandschutz 

Die maximale Löschwassermenge von 96 m³/h beschränkt 
die Brandabschnittsflächen der Gebäude auf 2.500 m³. 

Alternativ sind weitere Löschwasservorräte (z.B, Löschwas-
serbehälter) bzw. anlagentechnische Maßnahmen erforder-
lich (z.B. Sprinkleranlagen). 

 

 
 

Dies wird auf der Ebene des Baugesuchs be-
rücksichtigt. 
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Die Stellungnahme aus der frühzeitigen Anhö-
rung wurde vollumfänglich abgearbeitet. Der 
Gemeinderat hat am 24.07.2025 der Abwä-
gung zugestimmt. 

Stellungnahme vom 14.11.2025 von der unteren Natur-
schutzbehörde 

Nachfolgend unsere Stellungnahme zur geänderten Aus-
gleichsplanung:  

Schutzgebiete (FFH, Biotope, LSG, Natura 2000)  

Innerhalb des Plangebiets liegt das nach § 30 BNatSchG (Bi-
otop-Nr.: 377184170634) geschützte Biotop „Mähwiese 1 
südlich Industriegebiet Rosenfeld“. Durch das geplante Vor-
haben wird das Biotop, mit der Fläche 1,762 m², vollständig 
überplant. 

 

 

 

 

Dem Bebauungsplan liegt ein Antrag auf Ertei-
lung einer Ausnahme nach § 30 Abs. 3 
BNatSchG für das innerhalb des Bebauungspl-
angebietes „Dornbrunnen I, 7. Änderung und 
Erweiterung“ gelegene Biotop Nr. 
377184170634 (Mähwiese 1 südlich Industrie-
gebiet Rosenfeld) bei. 

Natur- & Artenschutz  

Dem artenschutzrechtlichen Gutachten wird weitestgehend 
gefolgt.  

Gegen die geänderten Maßnahmen K4 und K5 hat die UNB 
grundsätzlich nichts einzuwenden.   

Um jedoch eine schnelle Entwicklung der Mähwiesen zu er-
möglichen, ist eine Einsaat mit einer autochthonen Mähwie-
senmischung oder mit Mahdgutübertragung von umliegen-
den Mähwiesen erforderlich. Eine natürliche Entwicklung 
würde aufgrund der Entfernung der Flächen K4 und K5 zu 
den nächstgelegenen Mähwiesen einen sehr langen Zeit-
raum in Anspruch nehmen.  

 

Zur Kenntnisnahme 
 

Hinweis: die am 31.10.2025 vorgelegte Maß-
nahme K5 ist nicht anwendbar. (siehe Rück-
meldung Landwirtschaftsamt v. 17.11.2025) 

 

 

Den Anregungen wird gefolgt.  

Dies ist in den Bebauungsplan zu ergänzen. 

Bei der Maßnahme K4 empfiehlt es sich im ersten Jahr eine 
häufigere Mahd durchzuführen (zwei- bis dreimalige Mahd), 
um die Fläche auszuhagern. Dies ist ebenfalls in den Bebau-
ungsplan zu ergänzen.  

 

Der Anregung wird gefolgt. Eine Aushagerung 
des Bestands durch eine häufigere Mahd im 
ersten Jahr wurde in die Maßnahmenbeschrei-
bung der K4 übernommen. 

Bei beiden Maßnahmen ist jeweils zu ergänzen, dass eine 
Erhaltungsdünung nur nach vorheriger Absprache mit der 
UNB durchzuführen ist.  

Zur Kenntnisnahme. Ein entsprechender Ver-
weis wurde in die Maßnahmen übernommen.  

Die weiteren im Umweltbericht aufgeführten Vermeidungs- 
und Minimierungsmaßnahmen sind einzuhalten. Es muss si-
chergestellt werden, dass die zur Rodung vorgesehenen 
Bäume vor der Fällung auf Höhlen von Fledermäusen/Vö-
geln untersucht werden.  

Es wird empfohlen, das Vorhaben unter Einbindung einer 
ökologischen Baubegleitung umzusetzen, um den Erfolg der 
Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen zu gewährleis-
ten. 
 

 

 

In der saP wurde die Untersuchung der Höh-
lenbäume entsprechend ergänzt und eine 
Empfehlung zur Ökologischen Baubegleitung 
formuliert. 
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Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung  

Die Berechnung der Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung ist 
plausibel. 

 

Zur Kenntnisnahme 

Stellungnahme vom 17.11.2025 vom Landwirtschaftsamt 

Die Änderung der Ausgleichsmaßnahme K4 begrüßen wir 
aus landwirtschaftlicher Sicht.  

 

Zur Kenntnisnahme 

In Bezug auf die Maßnahme K5 muss ich Ihnen leider mittei-
len, dass es sich bei dieser Fläche bereits um Grünland han-
delt (seit mindestens 2015). 

Zur Kenntnisnahme.  

Anstatt der am 31.10.2025 vorgelegten Maß-
nahme K5 wurde eine Teilfläche des Flur-
stücks 771, Gemarkung Isingen ins Maßnah-
menkonzept mit aufgenommen. Diese 
Maßnahmenfläche war im Zuge der Offenlage 
bereits Teil des Maßnahmenkonzepts, damals 
noch K4 und lag den Behörden vor. Die Maß-
nahme wird in der nun vorliegenden Satzungs-
unterlage weiter als K5 geführt. 

 Regionalverband Neckar-Alb 
 (Schreiben vom 13.08.2025) 

Mit dem o. g. Bebauungsplan sollen die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für die Erweiterung eines ortsansässigen Ge-
werbebetriebs geschaffen werden. Hierzu werden ein Gewer-
begebiet (GE) und ein Industriegebiet (GI) festgesetzt. Der Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanentwurfs umfasst ca. 6,6 ha. 

Mit Schreiben vom 26.11.2024 hat der Regionalverband 
Neckar-Alb keine Bedenken oder Anregungen vorgebracht. 
Diese Stellungnahme gilt weiterhin.  

 

 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
umfasst 6,0 ha.  

 

Der Gemeinderat der Stadt Rosenfeld hat am 
24.07.2025 in seiner öffentlichen Sitzung die 
Stellungnahme des Regionalverbands zur 
Kenntnis genommen.  

Aus regionalplanerischer Sicht bestehen keine Bedenken. Zur Kenntnisnahme 

Wir bitten um weitere Beteiligung im Verfahren, Benachrichti-
gung über das Ergebnis und Übersendung einer digitalen Plan-
fertigung nach Inkrafttreten. 

Es wird eine Benachrichtigung über das Abwä-
gungsergebnis erfolgen. Die digitale Planferti-
gung wird dem Regionalverband Neckar-Alb 
nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes über-
sandt. 

 Vodafone West GmbH 
 (Schreiben vom 03.09.2025) 

Wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 04.08.2025.  

Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone-Gesellschaft(en) gegen 
die von Ihnen geplante Baumaßnahme keine Einwände gel-
tend macht. Im Planbereich befinden sich keine Telekommuni-
kationsanlagen unseres Unternehmens. Eine Neuverlegung 
von Telekommunikationsanlagen ist unsererseits derzeit nicht 
geplant. 

 

 
 

Zur Kenntnisnahme 

Vor Baubeginn sind aktuelle Planunterlagen vom ausführenden 
Tiefbauunternehmen anzufordern. Unsere kostenlosen Plan-
auskünfte sind erreichbar via Internet über die Seite:  

https://www.vodafone.de/immobilienwirtschaft/hilfe/planaus-
kunft/index.html  

 

 

Zur Kenntnisnahme  
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Dort kann man sich einmalig registrieren lassen und Planaus-
künfte einholen.   

Bitte beachten Sie:  

Es müssen aktuell immer zwei Planauskünfte für Bestandsnetz 
der Vodafone Deutschland GmbH und Vodafone GmbH / Vo-
dafone West GmbH angefordert werden.   

Die Leitungsabfrage ergab keine Hinweise auf 
bestehende Leitungen der Vodafone Deutsch-
land GmbH und Vodafone GmbH / Vodafone 
West GmbH im Plangebiet. Im Planbereich be-
finden sich keine Telekommunikationsanlagen. 

Anhang:  
 Nutzungsbedingungen des Planauskunft-Systems von 

Vodafone für die Bundesländer Nordrhein-Westfalen, 
Hessen und Baden-Württemberg  

 Anweisung zum Schutze unterirdischer Anlagen bei 
Arbeiten Anderer (Kabelschutzanweisung) 

 Schutzanweisung für erdverlegte Fernmeldeanlagen 
der Vodafone GmbH 

 Datenschutzhinweise zu der Nutzung der Plattform für 
Planauskunft und Trassenpläne 

 

 
 

 

Zur Kenntnisnahme 

 Netze BW GmbH 
 (Schreiben vom 01.09.2025) 

Vielen Dank für die Information über das geplante Vorhaben.  

Unsere Stellungnahme vom XX hat weiterhin Bestand. Aus un-
serer Sicht ergeben sich keine weiteren Einwände und Ergän-
zungen.  

Der Hinweis aus der Stellungnahme der Netze 
BW GmbH vom 12.11.2024 hinsichtlich der in-
nerhalb des Plangebiets vorhandenen 20-kV-
Kabel wurde zur Kenntnis genommen. Aus Si-
cherheitsgründen sollte der Bauherr, rechtzeitig 
vor Beginn etwaiger Tiefbauarbeiten aktuelle 
Kabellagepläne bei der Netze BW GmbH ein-
holen. Hierdurch lassen sich Unfälle und Schä-
den von Anfang an vermeiden. 

Bitte Beteiligen Sie uns weiterhin am Verfahren. Es wird eine Benachrichtigung über das Abwä-
gungsergebnis erfolgen.  

 Deutsche Telekom Technik GmbH 
 (Schreiben vom 12.08.2025) 

Zum o. g. Bebauungsplan haben wir im Oktober 2024 bereits 
im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung Stellung bezogen.  

Diese Stellungnahme gilt bis auf weiteres uneingeschränkt.  

Unsere Anregungen wurden im Abwägungsprotokoll vermerkt, 
daher haben wir zum aktuellen Bebauungsplan keine Ein-
wände.  

 

Innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs 
des Bebauungsplanes „Dornbrunnen I, 7. Än-
derung und Erweiterung“ befinden sich keine 
Telekommunikationslinien der Telekom Tech-
nik GmbH.   

Hinweis:  

Achtung seit 03.05.2021 neue Funktionspostfachadresse! Bitte 
nur noch diese benutzen, sie lautet: 
T_NL_Suedwest_Pti_32_Bauleitplanung@telekom.de 

 

Zur Kenntnisnahme  

 Zweckverband Wasserversorgung Kleiner Heuberg 
 (Schreiben vom 04.08.2025) 

Hier der Leitungsverlauf der Wasserleitung in der 
Siemensstraße in Rosenfeld. 
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Die Leitungen des Zweckverbands Kleiner 
Heuberg befinden sich außerhalb des räumli-
chen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes 
„Dornbrunnen I, 7. Änderung und Erweiterung“. 

 IHK Reutlingen 
 (Schreiben vom 26.08.2025) 

Für die Zusendung der Planungsunterlagen bedanken wir uns.   

Die IHK Reutlingen begrüßt die Aufstellung des Bebauungs-
plans „Dornbrunnen I, 7. Änderung und Erweiterung“, in Ro-
senfeld. Mit der geplanten Erweiterung des Gewerbegebiets 
werden standortnahe Flächenreserven für die weitere Entwick-
lung des ansässigen Betriebs gesichert und zukunftsorientierte 
Rahmenbedingungen geschaffen.  

Dies stärkt die Wettbewerbsfähigkeit des Unternehmens, si-
chert Arbeitsplätze in der Region und trägt zur wirtschaftlichen 
Stabilität in Rosenfeld bei. 

 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

Die vorgesehenen Anpassungen an Umwelt-, Klima- und Ar-
tenschutzbelange werden positiv bewertet und unterstützen die 
nachhaltige Ausrichtung des Vorhabens.  

Gerne stehen wir für eine weitere vertrauensvolle Zusammen-
arbeit zur Verfügung. 

 

Zur Kenntnisnahme 

 Stadt Geislingen 
 (Schreiben vom 25.08.2025) 

Wir bedanken uns für die Beteiligung im Rahmen des oben ge-
nannten Bebauungsplans.  

Die Belange der Stadt Geislingen als Nachbargemeinde sind 
durch das Verfahren nicht berührt.  

Für das weitere Verfahren wünschen wir der Stadt Rosenfeld 
einen guten Verlauf. 

 

 

Zur Kenntnisnahme 

 Gemeinde Dietingen 
 (Schreiben vom 26.08.2025) 

Wir teilen Ihnen im Rahmen der Behördenbeteiligung nach § 4 
Abs. 2 BauGB mit, dass die Gemeinde Dietingen von den Pla-
nungen zum Bebauungsplan „Dornbrunnen I, 7. Änderung und 
Erweiterung“ in Rosenfeld nicht ersichtlich tangiert wird und ge-
gen die Planungsabsichten keine Bedenken und Einwände äu-
ßert. 

 

Zur Kenntnisnahme 
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B Keine Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange eingegangen 

 

 Regierungspräsidium Freiburg, Abteilung 8 - Forst 

 Handwerkskammer Reutlingen 

 Komm.Pakt.Net 

 Stadt Sulz am Neckar 

 Stadt Oberndorf a. N. 

 Stadt Haigerloch 

 Stadt Vöhringen 

 Gemeinde Zimmern u.d.B. 

 Gemeinde Epfendorf 

 Gemeinde Dautmergen 

 

C Stellungnahmen der Öffentlichkeit 

Die Stellungnahme aus der Öffentlichkeit ist untenstehend in ihrem vollständigen Wortlaut wiederge-

geben. Aus Datenschutzgründen werden die Namen der Personen nicht veröffentlicht. 

INHALT DER STELLUNGNAHME 
ANREGUNGEN UND BEDENKEN 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG DER VERWALTUNG / 
BESCHLUSSVORLAGE 

 Bürgeranregung 
 (Schreiben vom 02.09.2025) 

Betreff: Bebauungsplan Dornbrunnen I. 7. Änderung und Er-
weiterung 

Gegen die Erweiterung des Bebauungsplans Dornbrunnen I. 7. 
wird fristgerecht Widerspruch eingelegt.  

Begründung: 

Die genannte Fläche liegt im Flurbereinigungsgebiet. 

Vorstandswahl am 13.07.98 

Vorläufige Besitzeinweisung 11.09.2007 

Bei der Flurbereinigung wurden ca. 5 – 6 % der Fläche einge-
zogen. Zusätzlich weitere kosten. Laut Ansicht des Unterzeich-
ners dürfen flurbereinigte Flächen nicht als Baugebiet genutzt   
werden. 

 

 

 

 

Die Ausweisung von Bauland steht nicht im 
Zusammenhang mit Flurbereinigungsgebieten. 
Diese Aussage wurde auf telefonische An-
frage durch das Amt für Vermessung und Flur-
neuordnung, Landratsamt Zollernalbkreis am 
02.10.2025 bestätigt.   

 

Anlage: 3 Blätter Als Anlage liegen der Stadt Rosenfeld der 
schriftliche Widerspruch (siehe Stellungnahme 
vom 02.09.2025), ein Flurbereinigungsnach-
weis und eine personalisierte Einladung zur 
Vorstandsitzung. Aus Datenschutzgründen 
werden die genannten Anlagen, außer der 
Stellungnahme, nicht veröffentlicht.  

 


